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„Viele erwarten mehr Führung“
Bundespräsident Roman Herzog über sein Amt, die Lage der Regierung und Deutschlands Rolle in Europa
Herzog, SPIEGEL-Redakteure*: „Unsere Rolle in der Welt muß stärker werden“
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SPIEGEL: Herr Bundespräsident, zu Ih
rem Amt gehört es, daß Sie vieleReden
halten müssen. Ärgert esSie, daß Sie we
nig bewirken können?
Herzog: Die ersten anderthalb Jahremei-
ner Amtszeit waren durch dreiwesentli-
che Aufgaben charakterisiert: Das ei
waren die Reden zu den50-Jahr-Ge
denktagen, endend mit dem 8. Mai1995.
Die zweite Aufgabe bestand darin, d
Schwerpunkte klarzumachen, die ich f
unserLand in den nächstenJahren sehe
Fernerging es mirdarum, den Bürgern in
den neuen Bundesländern besonder
Aufmerksamkeit zu widmen. Esmußte
also viel geredet werden. Und das w
mein Konzept.Aber daskann undwird
nicht soweitergehen. Ichhabejetzt be-
reits deutlich auf dieBremse getreten.
SPIEGEL: Bisweilenkonnte man denEin-
druck gewinnen, alswollten Sie das Ur
teil Helmut Kohls widerlegen, der Ro
man Herzog sei ein Faulpelz.
Herzog: Ach, wissen Sie, das sind s
Flachsereienzwischenuns. Ernst war e
nie gemeint. Ich war durch die elfJahre
am Bundesverfassungsgericht aus d
Bereich des politischen Interessesver-
schwunden undmußtejetzt dastun, was
ich in solchenÄmtern eigentlichimmer
gemachthabe: im ersten Jahr aufvolle
Präsenzschalten.
SPIEGEL: Sie haben zuallem undjedem
gesprochen, Siehaben über 80Reden be
Großveranstaltungen hintersich ge-
bracht. Richard vonWeizsäckers Mittel-
wert lag bei nur 50Ansprachen, Sie ha
ben angestoßen, aberselten nachgesto
ßen. Wofür der neueBundespräsident
steht,weiß man nicht sogenau.
Herzog: Es gibt ineiner so komplizierten
Gesellschaft wie derunseren kaumPro-
bleme, diesich miteinem eindeutigen J
oder Nein beantwortenlassen. Da wird
meist sehr kurzatmig diskutiert.Solche
sektoralen Diskussionenwill ich beseiti-
gen, so daß es häufigerauch einTeils-teils
gebenmuß.
SPIEGEL: Ein bekannter juristischer
Kommentator zum Grundgesetz hatein-
mal gesagt, derBundespräsident müsse
„so ungebunden wie möglich“ sein. Ha-
ben Sie, derAutor diesesTextes, in Ih-
rem Amt den erwünschten Spielraum g
funden?
Herzog: Ja. Es ist natürlich so, daß d
Bundespräsident bei der Ausfertigun
von Bundesgesetzen zur Untersch
verpflichtet ist, wenn erkeine verfas-
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sungsrechtlichenArgumente dagegen
hat. Aber in dem vomGrundgesetzvor-
gezeichnetenRahmen fühle ichmich
völlig frei.
SPIEGEL: Gibt es denn Fälle, in denen
Sie als Anreger oder Mahnergescheiter
sind?
Herzog: Bisher nicht,aber dazu sollten
Sie mich indrei Jahrennoch einmal be
fragen. Ich verstehe meine Aufgabeins-
besondere auch darin, Umdenkungsp
zesse in der Gesellschaft zuunterstützen

* Olaf Ihlau und Dirk Koch vor Schloß Bellevue in
Berlin.
-

und zu provozieren.Dazu gehört zum
Beispiel dasProblem derFamilienpoli-
tik, in der durch dieSteuergesetzgebun
jetzt ein großerSchritt nach vorngetan
wurde.Oder dieSuche nachneuen We-
gen bei der Bekämpfung der Arbeitsl
sigkeit. Da fühle ich michdurch die
Initiative des IG-Metall-Vorsitzende
Zwickel verstanden.
SPIEGEL: Wie ist denn das Verhältnis zu
Ihrem Mentor Helmut Kohl, dem Präs
dialkanzler – vollerHarmonie, odergibt
es gelegentlichauch Irritationen?
Herzog: Irritationen gab es bisher nich
Daß wir nichtimmer einer Meinung ge
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„Ich fühle mich durch die
Initiative des IG-Metall-

Vorsitzenden verstanden“
wesen sind und ich gelegentlich sag
„Passen Sieauf, das Thema mußverfolgt
werden“, ist ganz selbstverständlic
Wirkliche Meinungsverschiedenheite
hat es in diesemJahr abernichtgegeben
SPIEGEL: Aber Sie können nicht ernst-
haft mit der Lage dieser Regierungskoa
tion zufrieden sein, die zu großen Refo
men nichtmehr fähig ist. Weichen Sie
Konflikten lieber aus?
Herzog: Ich gehe Konflikten nicht au
dem Weg, aber es müssen Konfliktesein,
die ich für wichtig undzentralhalte. Die
Frage der Ladenschlußzeiten etwa ist
ne Frage von drittem Rang; da werde
mich nicht einmischen.Wenn ichjedoch
glaube, daß etwasangestoßen werde
muß, tue ichdies.
SPIEGEL: Können Sie das aneinemBei-
spiel verdeutlichen?
Herzog: Mein Besuch bei Va´clav Havel
am 1. Mai war als Impuls gedacht. Und
der Tat ist es dazu gekommen, daß
Regierungen nunmehr miteinander
ernstlichverhandeln.
SPIEGEL: HerrBundespräsident, die de
zeitigen Turbulenzen beim kleinen Re
gierungspartner FDP können dieRegie-
rung gefährden.Sind Sie auf solcheine
Entwicklung eingestellt?
Herzog: Selbstverständlich bin ichdas.
Sie haben ja gerade meinenGrundgesetz
Kommentar erwähnt.
SPIEGEL: Danach gewinnt der mit be
grenzten Kompetenzen ausgestatt
Bundespräsident besondere Gesta
tungskraft, wenn eine Regierung ih
Parlamentsmehrheit verliert.
Herzog: So ist es. Dann muß erentschei-
den,sofern vom Kanzler die Vertrauen
frage gestellt und sie vomBundestagver-
neint wordenist. Aber dasganze Bünde
unserer Vorschriften im Grundgeset
über eine Regierungskrise ist bisher ni
praktiziert und ausgelotetworden. Wir
wissennicht, was im Ernstfallwirklich zu
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„Deutschland kann nicht so
tun, als hätte es

keine Interessen in der Welt“
bewirken ist, und ich wünschemir,
das auch nichtausprobieren z
müssen.
SPIEGEL: Was passiertdenn,wenn
die FDP nach den Landtagswahl
im März der Union alsKoalitions-
partner abhanden kommt?
Herzog: Dannwird esentweder zu
einer neuen Mehrheit kommen
also zu einer anderenKoalition,
oder eswird dieFrage des Minder
heitskanzlers, der Minderheitsr
gierungauftreten. Dagibt eszwei
Möglichkeiten: Bekommt der
Bundeskanzler auf eine Vertra
ensfrage keinVertrauensvotum
dann steht der Bundespräsident
vor der Frage, das Parlament f
Neuwahlenaufzulösenoder es be
einer Minderheitsregierung zu b
lassen.
SPIEGEL: Maßgebliche Unionspo
litiker schließeneine Minderheits
regierung oder Große Koalition
-

derzeit aus. Blieben nur Neuwa
len.
Herzog: Das warte ich inallerRuhe
ab. Sie müssenbedenken, daßsich
der Bundespräsident dabei ein
ganzeReihe von Fragen zustellen
hat, derenBeantwortung heut
nicht absehbar ist – ob etwa ein
Minderheitsregierung überhaupt
die Möglichkeit besitzt, durch
Verhandlungen im Einzelfall
Mehrheiten für ihre Gesetze zu b
kommen. Die andereFrage ist, ob
nach Neuwahlen ein klareres E
gebnis zuerwarten wäre.
SPIEGEL: Wie ernst nehmen Sie
den Artikel 81, der denGesetzge
bungsnotstand regelnsoll? Eine
Minderheitsregierung könnte da-
nach wichtige Gesetze mitHilfe
des Bundespräsidenten und d
Bundesrates durchbringen.
Herzog: Das läßt sichnicht über-
blicken. Sie müssen nursehen

daß der Gesetzgebungsnotstandins-
gesamt auf sechs Monate beschränk
ist und eigentlich nur dann einen
Sinn macht, wenn manhoffen kann,
daß es in den sechsMonateneine Klä-
rung der parlamentarischen Situati
gibt.
SPIEGEL: Kann sich ein Staat mit den
Problemen wie Deutschland überhau
eine Minderheitsregierung leisten?
Herzog: Ich kann hier nicht versuchen
gescheiter zu sein als dasGrundgesetz
Dieses läßt jedenfallseine Minderheits
regierung zu.
SPIEGEL: Anders gefragt: Legennicht
die düsteren Wirtschaftsprognosen u
der Reformstau den Kraftakt ein
GroßenKoalition nahe?
Herzog: Wenn ein Bundeskanzler im
Parlament eine Mehrheithat, und se
sie von einerGroßen Koalition, dann
muß ich ihn ernennen.
SPIEGEL: Eine Große Koalition hat ja
mal ein anderer Bundespräsident emp-
fohlen, Heinrich Lübke1965.
Herzog: Der ist entsprechend dafür g
scholtenworden. Ich haltemich da zu-
rück. Für den Bundespräsidentengilt:
Gibt es einen Kanzler, wenauch immer,
der eine parlamentarische Mehrheit z
sammenkriegt,dann muß derBundes-
präsident denernennen. Dazu ist erver-
fassungsrechtlich verpflichtet, unddamit
ist die Sache erledigt.
SPIEGEL: Nicht ganz,vielleicht gibt es ei-
ne rot-grüne Minderheitsregierung, g
duldet durch die PDS. Wie stehen
Sie dazu?
Herzog: Der Bundeskanzlerwird in ge-
heimer Wahl gewählt. KeinMensch
weiß, wer wen gewählthat. DerBundes-
präsidentkann jaauch nichteinenbelie-
bigen Minderheitskanzler ernennen
sondern nur den mit den meistenStim-
men.
SPIEGEL: Aber Siehaben dasVorschlags-
recht . . .
Herzog: . . . an das jedoch dasParlament
nicht gebundenist. Da müßte ich ers
mit den Parteiführern reden, mitjedem
einzelnen, um zu sehen,welcheMehrhei-
ten sichabzeichnen. Und auchdannweiß
niemand, was bei der Wahlwirklich her-
auskommt.
SPIEGEL: Vielleicht sollten Sie in solch ei
ner Situation noch malIhren Kommentar
nachlesen.
Herzog: Wenn diese Lageeintritt, kön-
nen Sie sichdaraufverlassen.
SPIEGEL: Was halten Sie denn von d
PDS?
Herzog: Ich warte bei der PDS imme
noch, wie siesich entwickelt: zu einer
überzeugend demokratischen Linksp
tei oder zueiner sozialistischenKader-
partei. Berührungsängstehabe ichnicht.
SPIEGEL: Den PDS-VorsitzendenLothar
Bisky haben Siebisher nichtempfangen
47DER SPIEGEL 51/1995
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„Ich würde schon gern eine
genauere Klärung

der Zukunft der PDS haben“
Herzog: Ich habe Herrn Bisky
zwar nicht empfangen, abe
mehrmals – wenn essich ergab –
mit ihm gesprochen.
SPIEGEL: Zu einem normalen
Umgang mit dieserPartei, wie
ihn zum BeispielRita Süssmuth
oder OskarLafontainejetzt pfle-
gen,sind Sienoch nichtbereit?
Herzog: Ich würde schon gern e
ne genauere Klärung derZukunft
der PDS haben.
SPIEGEL: Herr Bundespräsiden
im kommenden Jahrbeginnt die
Regierungskonferenz über d
Vertrag von Maastricht. Hat m
dem Ende desKalten Krieges die
Vision Europa anintegrierende
Kraft verloren?
Herzog: SolcheRegungen in de
Gehirnen der Völker vollziehen
sich immer in Sinuskurven,also
mal stärker, maletwas schwä-
cher. Die Europäer müssen ein
n
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fach verstehen, daß sie in dieserWelt,
die sich anvielen Stellen inregionalen
Zusammenschlüssen integriert, nicht
mit ihren alten Nationalstaatenallein
weitermachen können. Auch dieInte-
gration Mittel- und Osteuropas dürfe
wir nicht vergessen.
SPIEGEL: Da spricht derobersteReprä-
sentant derpolitischenElite eines Lan-
des. Nur – können die Bürger da noch
folgen?
Herzog: Um die Einsicht der Bürge
muß ebengerungen werden. DiePoliti-
ker müssen im Dialog mitihnen werben
für ihre Position.
SPIEGEL: Rechnen Sie miteiner fristge-
rechten Einführung der Währungsuni
zum 1. Januar1999,oder führen die so
zialen Unruhen in Frankreich und de
öffentliche Disput der Politiker übe
Kriterien und Zeitpläne zu einer Ve
schiebung?
Herzog: In Frankreich werden wir ers
sehen müssen, washerauskommt. Im
Augenblick sehe ich keinenGrund, am
Datum 1. Januar 1999 für die Wäh-
rungsunion zu verzweifeln.
SPIEGEL: Bei Ihrer Straßburger Europa
rede haben Sie vor dem „Spiel mit dem
Feuer“ gewarnt, vor Renationalisie
rung, Abwertungswettläufen undHan-
delskriegen. War das nichtreichlich
überzogen?
Herzog: Nein, ich habe inStraßburg nu
gesagt: Daskann alles passieren, über
legt euch dieGefahren. Dabeibleibe ich
auch.
SPIEGEL: Überfordert das Marschtemp
der Euro-PolitikerIdealismus wie Reali
tätssinn der Bürger?
Herzog: Es strapaziert ihnziemlich,aber
so ist es doch immer gewesen. Nurweil
etwas problematisch ist, können wir
doch nicht sagen:Also, machenwir’s
gar nicht.
SPIEGEL: Mit Verlaub: Spricht aussol-
chen Worten nicht eine gewisse Über-
heblichkeit der Politiker, auch eine
Bundespräsidenten, gegenüber d
Bürgern, die ihreD-Mark nicht preisge-
ben wollen?
Herzog: Vor dieser Situation stehen d
mokratische Politikereigentlichimmer.
Sie können entwedersagen, wirwissen’s
auch nicht besser als die Bürger, und in-
folgedessen zögern wir. Das istdann ei-
ne Abart derplebiszitärenDemokratie.
Oder sie könnensagen, wirsind in unse-
rer Überzeugungganz sicher, daß e
hier eine Änderung gebenmuß. Das
nennt maneine repräsentativeDemo-
kratie. Dort findet noch einegewisse
politische Führung statt, fürderenBilli-
gungdurch die Bürgerdannfreilich ge-
worben werdenmuß.Dies ist derUnter-
schied zwischen denbeiden Verfas-
sungssystemen. Ich sehedarin keine Ar-
roganz.
SPIEGEL: Die sicherheitspolitischen Ko
ordinaten um dasvereinigte Deutsch
land habensich verschoben. Führt da
auch zu Veränderungen derpolitischen
Grundlinien für Deutschland, zuneuen
Aufgaben?
Herzog: Mit Sicherheit werden inner-
halb Europas von deneinzelnen Regie
rungen und Staatenunterschiedliche
Schwerpunkte gesetzt,allerdings muß
das im Einvernehmen der EU-Partn
geschehen. An der EntwicklungTsche-
chiensoderPolens muß Deutschland e
besonderes Interessehaben, dennInsta-
bilität in Ost- und Mitteleuropa würd
uns unmittelbar berühren. Genauso sa
gen unsereEU-Partner im Süden Euro
pas, wenn der Mittelmeerrauminstabil
wird, dannsind sieeher betroffen.
SPIEGEL: Gleichwohl dürfte Deutsch
lands Interesse amOsten manche
Nachbarn irritieren.
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Herzog: Natürlich müssen wir das zu
sammen machen.Aber niemand inParis
oder in Madridbestreitet im geringsten
daß die Auswirkungen eines instabil
Osteuropanicht an der deutschen Os
grenze aufhören, sondern dorteine Ar-
mutsgrenze mit irrationalen Effekte
schaffen würden, die ganz Europa be-
einträchtigen müßten.
SPIEGEL: Bei der Vertretung deutsche
Interessen, sosagten Sie unlängst in e
ner Rede,reiche das Scheckbuch nic
mehr. Es sei möglicherweiseauch ein-
mal der Einsatz von Leib undLeben ge-
fordert. Wird das Militär wieder zur
Komponentedeutscher Außenpolitik?
Herzog: Völlig klar ist, daßDeutschland
nicht aufDauer so tun kann, als hätte
überhauptkeine Interessen in der We
Das glaubt uns nämlich keiner. Wir ha-
ben, auch in der Innenpolitik, dieNei-
gung, dieseInteressen immer wieder z
verschweigen und nur dasGemeinwohl
nach vorn zu stellen.Aber es isteinfach
eine Frage des ehrlichenAuftretens in
der Welt. UnsereRolle in der Welt, das
heißt die Übernahme vonVerantwor-
tung, bei dermilitärischeMittel gerade
nicht im Vordergrund stehen, muß ab
stärker werden, dafürwirbt auch Uno-
Generalsekretär Butros Butros Gh
bei seinen Besuchen immer wied
Kanzler Kohl, Staatsoberhaupt Herzog*: „Ich fühle mich völlig frei“
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Nur, mir zuunterstellen, daß ich für un
serewirtschaftlichenInteressen eine Ka
nonenboot-Politik empfehle, das mac
doch sicherlich nicht einmal derSPIE-
GEL?
SPIEGEL: Es klang halt ein bißchenver-
dächtig.
Herzog: Nein. Lesen Sie meineRede, da
ist nichtsverdächtig.

* Nach Herzogs Vereidigung im Juli 1994 im Ber-
liner Reichstag.
SPIEGEL: Erstmals werdenjetzt deut-
sche Soldaten in einen Einsatz g
schickt. Ist der Bosnien-Auftrag nich
eine entscheidende Zäsur?
Herzog: Für die deutsche Innenpoliti
gewiß. Ausgutenhistorischen Gründen
haben wir uns 40 Jahre voninternatio-
nalen Einsätzen ferngehalten.Aber
ebenso klarist, daß zur Sicherung de
Friedens und zur Verhinderung weiter
Menschenrechtsverletzungen auf d
Balkan der Einsatzmilitärischer Macht
notwendig ist, wenigstens füreine vor-
übergehendeZeit.
SPIEGEL: Fanden Sie dieBosnien-De-
batte imBundestag überzeugend?
Herzog: Das war eine sehr saubere u
gute Diskussion. Ich würde mirwün-
schen, daß es bei unsmehr Parlaments
debattendieser Art über die großen a
ßenpolitischen Fragen gäbe, die ja h
fig auch moralischeFragen sind. De
Bundestag darf nicht bloß eine Gese
gebungsmaschinerie sein.
SPIEGEL: Sie haben dieSerieIhrer An-
trittsbesuche bei unserenNachbarn ab
geschlossen. Was istdort der prägende
Eindruck vom heutigen Deutschland?
Herzog: Daß sie uns unerhörtviel zu-
trauen, und dasnicht nur finanziell.
SPIEGEL: Bedeutet Zutrauenauch Ver-
trauen?
Herzog: Ja. Deutschlands Bereitscha
zu partnerschaftlicher undgleichbe-
rechtigter Zusammenarbeit gerad
auch mit den kleinen Nachbarn wir
besonders im Westen, registriert.
Viele würden von uns mehrinterna-
tionale Führung erwarten undsich
das auch gefallen lassen.Dies habe
ich häufiger in östlichen Ländern ge-
hört.
SPIEGEL: Herr Bundespräsident, w
danken Ihnen fürdiesesGespräch.


